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Entscheide

auf dem Gebiete des eidgendssisechen u. kantonalen Fiirsorgewesens
inshesondere des Konkordates betr. wohnortliche Unterstiitzung

Beilage zur Zeitschrift ,,Der Armenpfleger?‘

Redaktion: H. WY D E R, Firsprecher, Vorsteher der Abteilung Auswiirtige Armenpflege der Direktion des
Fiirsorgewesens des Kantons Bern. Verlag u, Exped.: ART. INSTITUT ORELL FUSSLIAG, ZURICH
Nachdruck ist nur unter Quellenangabe gestattef
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B. Entscheide kantonaler Behorden

28. Niederlassungswesen. Verwewgerung der Nicderlassung gegeniiber Kantons-
angehorigen in einem Kanton mit wohnértlicher Armenpflege gemdifi Art. 45,
Abs. 4 BV ; Heimschaffung an den polizeilichen W ohnsitz.

Am 19. April 1952 siedelte G. J., geb. 1916, mit seinen Angehérigen von
A. (BE) nach B. (BE) iiber, wo er bei Landwirt M. eine Melkerstelle antrat.
Neben freier Station bezicht er einen Barlohn von Fr. 200.— im Monat. Ferner
hat er Anrecht auf 2 1 Milch im Tag und einen Pflanzgarten. Die Familie besteht
aus den Eltern, einem vorchelichen Kinde der Ehefrau, nimlich der Tochter M.,
geb. 1933, sowic den gemeinsamen Kindern, R., geb. 1941, K., geb. 1943, und
F., geb. 1946. Am 24. April 1952, also einige Tage nach erfolgtem Wohnorts-
wechsel wurde das Miadchen K. von der Gemeindebehdrde A. eines Sprachfehlers
wegen fur die Dauer von voraussichtlich einem Jahr in die Taubstummenanstalt
verbracht. Mit ciner Eingabe vom 15. Mai 1952 stellte die stadtische Fiirsorge-
direktion B. beim Regierungsstatthalteramt B. das Begehren, die Familie sei
in Anwendung von § 108 ANG in die polizeiliche Wohnsitzgemcinde A. zuriick-
zufiihren. Zur Begriindung wird angefiihrt. mit Riicksicht auf die prekiren
finanziellen Verhaltnisse der Eltern werde die 6ffentliche Wohltitigkeit fiir die
Anstaltskosten des Kindes K. aufzukommen haben, also sei der Tatbestand
der Belistigung geméll § 108 ANG gegeben. Der Regierungsstatthalter von B.
hat dem Ansuchen entsprochen. Gegen diesen Entscheid richtet sich der von der
Einwohnergemeinde A. rechtzeitig erhobene Rekurs.

Der Regierungsrat erwdgt :

Nach Art. 45, Abs. 4 der Bundesverfassung darf die Gestattung der Nieder-
lassung davon abhingig gemacht werden, dall der Zuziiger arbeitsfihig und am
bisherigen Wohnort nicht bereits in dauernder Weise der 6ffentlichen Wohl-
tatigkeit zur Last gefallen ist. Arbeitsunfihigkeit oder dauernde Unterstiitzung
aus offentlichen Mitteln durch die bisherige Wohnsitzgemeinde bilden jedoch
im Kanton Bern noch keine die Heimschaffung rechtfertigende Griinde. In
§ 108 ANG hat nidmlich der bernische Gesetzgeber die Moglichkeit der Zuriick-
fithrung in die polizeiliche Wohnsitzgemeinde gegeniiber Art. 45 BV erschwert:
Sie darf nur vorgenommen werden, wenn innerhalb der ersten 30 Tage der An-
wesenheit in der neuen Aufenthaltsgemeinde eine Belistigung der offentlichen
Wohltatigkeit stattfindet. Und zwar muB} es sich — dies folgt aus einer sinnvollen
Handhabung des Gesetzes iiber das Armen- und Niederlassungswesen, insbe-
sondere des § 108 — um eine Belistigung der Behorden der neuen Aufenthalts-
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gemeinde handeln (siehe noch nicht veroffentlichten Entscheid des Regierungs-
rates vom 11. Mirz 1952 i. S. Bachmann).

Diese gesetzliche Voraussetzung ist vorliegend nicht erfiillt. Es ist weder
behauptet worden noch geht aus den Akten hervor, dal G. J. innert 30 Tagen
nach dem Einzug in die Gemeinde B. die dortige Armenbehtrde um Unterstiitzung
angegangen wire. Er hat die Gemeinde B. in dieser Richtung iiberhaupt nicht
behelligt. Auch die Anstaltsversorgung des Kindes K. durch die Behérde von A.
nach erfolgtem Umzug bildet keinen Heimschaffungsgrund im Sinne von § 108
ANG. Fir die Kosten dieser unbestrittenermaflen im Interesse des Kindes ge-
legenen Maflnahme — die in Unkenntnis der Umzugsabsichten von G. J. noch
von ihr in die Wege geleitet wurde — hat die Armenbehdrde von A. Gutsprache
geleistet. Von einer Beldstigung der Fiirsorgeorgane der Gemeinde B. kann somit
ebenfalls hier nicht die Rede sein.

Ist gemall diesen Darlegungen eine Belastigung der Armenpflege, wie sie
nach § 108 ANG zu verstehen ist, nicht eingetreten, so wiirde demnach eine
Heimschaffung von G. J. in die polizeiliche Wohnsitzgemeinde A. der gesetz-
lichen Grundlage entbehren. Sie darf deshalb nicht stattfinden.

Hievon abgesehen ist zu sagen, dal} es fiirsorgerisch voéllig unzweckméalig
wire, G. J. aus seiner Stelle in B., in welcher er anstindig verdient, und die ihm
zusagt, wegzunehmen, um ihn mit Frau und Kindern wieder nach A. zu ver-
bringen. Ebenfalls aus dieser Uberlegung heraus hat nach der Rechtsprechung
des Regierungsrates eine Heimschaffung zu unterbleiben (siehe Monatsschrift
fiir bernisches Verwaltungsrecht und Notariatswesen Bd. 11, Nr.198; 31, Nr.130;
33, Nr. 7 und 184; 34, Nr. 192; 36, Nr. 140; 38, Nr. 30).

Gestiitzt auf diese Begriindung wird erkannt :
Das Heimschaffungsbegehren wird abgewiesen.
(Entscheid des Regierungsrates des Kantons Bern vom 2. September 1952.)

C. Entscheide eidgenossischer Behorden

29. Unterstiitzungspilicht von Yerwandten. Ob die Unterstitzungspflicht in natura,
z. B. durch Verpflegung des wunterstiitzungsbediirftigen Verwandten im Haushalt
des Unterstiitzungspflichtigen, erfilll werden kann, hingt davon ab, ob der unter-
stiitzungsberechtigten Person zuzumulen st, sich wn den Haushalt des unterstiitzungs-
pflichtigen Verwandten aufnehmen zu lassen, oder ob dieser Lisung materielle oder
moralische Interessen widersprechen. — Der Grund der Bediirftigkeit st fiir die
Bemessung der Unterstiitzungsanspriiche okne Bedeutung, sofern sie wenigstens nicht
selbstverschuldet ist. — Die Armenpflege hat ihre Anspriiche gegen die pflichtigen
Verwandten tunlichst bald geltend zu machen, sobald das unterstiitzende Gemeinwesen
von der Person und der Leistungsfihigkeit des Unterstiitzungspflichtigen Kenninis
erlangt hat. — Die Unterstiitzungspflicht unterliegt jederzeit der Revision ber wesent-
licher Anderung der Verhiltnisse. — Zeitliche Begrenzung der Urtetlswirkungen mat
Riicksicht auf den voraussichtlichen Eintritt einer neuen Sachlage (Vgl. Entscheide
1952, S. 281tf.).

A. — Das Biirgerliche Fiirsorgeamt der Stadt B. unterstiitzt seit mehreren
Jahren die 55jihrige, wegen Krankheit nur sehr beschrankt arbeitsfahige Biir-
gerin und Einwohnerin Frau L. I.-G. Der Ehemann lebt von ihr getrennt und ist
auBerstande, die ihm gerichtlich auferlegten Unterhaltsbeitridge zu entrichten;
er bezieht selber zeitweise Armenunterstiitzung. Von den zwei S6hnen des Ehe-
paares lebt der 24jahrige W. 1., von Beruf Feinmechaniker, zu weiterer beruflicher



	B. Entscheide kantonaler Behörden

